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Null-Toleranz-Strategie gegen straffällige Intensivtäter aus den Maghreb-Staaten 
 
In Bremen ist die Anzahl der Straftaten im Jahr 2015 gegenüber dem Vorjahr um fast 
neun Prozent gestiegen. Dies liegt nach Aussagen des Innensenators vor allem daran, 
dass die Anzahl der Diebstahlsdelikte deutlich gestiegen ist. Der starke Anstieg bei Ta-
schendiebstählen und auch bei den Straßenraubdelikten geht vor allem auf das Konto 
einer kleinen Gruppe hochkrimineller Jugendlicher aus den Maghreb-Staaten. Bei den 
Taschendiebstählen kamen rund 66 Prozent der Täter aus den Maghreb-Staaten. 
 
Eine kleine Gruppe von rund 50 unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen aus Nordafri-
ka scheint nur nach Deutschland und nach Bremen gekommen zu sein, weil hier ver-
meintlich Straftaten lohnenswerter und strafrechtliche Repressionen geringer ausfallend 
sind. Die Anzahl der straffälligen jugendlichen unbegleiteten Flüchtlinge hat sich im Jahr 
2015 im Vergleich zum Jahr 2014 verdoppelt. Allein 50 Flüchtlinge waren im Jahr 2015 
für 500 angezeigte Straftaten verantwortlich. 
 
Um zu verhindern, dass die Anzahl der Straftaten weiter steigt und das Sicherheitsemp-
finden der Bevölkerung noch stärker sinkt, muss gegen diese kleine Gruppe hochkrimi-
neller Jugendlicher noch konsequenter und wirkungsvoller vorgegangen werden. Innen-
senator Mäurer hat nunmehr angekündigt, gegen 41 dieser Jugendliche eine Ausweise-
verfügung zu erlassen. Dies ist, nach den offensichtlich unfruchtbaren polizeilichen, jus-
tiziellen und sozialpädagogischen Maßnahmen bei diesen Jugendlichen, der konse-
quente und notwendige Schritt, um die Jugendlichen, sobald sie 18 Jahre alt werden, in 
ihre Heimatländer abzuschieben. Sie haben ihr Aufenthaltsrecht in Deutschland durch 
das Verüben von zahlreichen Straftaten verwirkt. 
 
Damit die Abschiebung gelingen kann, müssen die Herkunftsstaaten bereit sein, ihre 
Staatsbürger wieder aufzunehmen. Die erfolgreichen Verhandlungen von Innenminister 
de Maizière und Außenminister Steinmeier mit den drei Maghreb-Staaten Marokko, Al-
gerien und Tunesien zur Aufnahme ihrer Staatsbürger sind essentiell für das Gelingen 
der Rückführung. Insbesondere das schnelle Ausstellen von Passersatzpapieren und 
damit das Anerkennen der jeweiligen Staatszugehörigkeit sind für eine zügige Rückfüh-
rung erforderlich. 
 
Daneben sorgt die geplante Einstufung der drei Maghreb-Staaten als sichere Herkunfts-
staaten für eine weitere Entlastung beim Flüchtlingszustrom und für schnellere Asylver-



fahren. Viele Staatsbürger aus den Maghreb-Staaten reisen ohne  Ausweisdokumente 
ein, bzw. geben sich nach ihrer Einreise als Syrer aus, um in Deutschland Asyl zu erhal-
ten. Die Anerkennungsquote für Asylbewerber aus Marokko lag im vergangenen Jahr 
bei 3,7 Prozent. Bei den knapp 14.000 Algeriern, die 2015 nach Deutschland gekom-
men sind, lag bei Anerkennungsquote gerade einmal bei 1,7 Prozent. Die Anerken-
nungsquote bei den Asylbewerbern aus Tunesien lag ebenso knapp über null Prozent. 
 
Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 
 
Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) 
 

1. unterstützt das Vorgehen des Senators für Inneres, straffällige ausländische In-
tensivtäter auszuweisen und sie, sofern sie nicht freiwillig ausreisen, bei Volljäh-
rigkeit in ihre Heimatländer abzuschieben, 

 
2. begrüßt die erfolgreichen Verhandlungen von Innenminister de Maizière und Au-

ßenminister Steinmeier mit den drei Maghreb-Staaten Marokko, Algerien und Tu-
nesien über die Rücknahme von abgelehnten Asylbewerbern und 

 
3. fordert den Senat auf, im Bundesrat der Einstufung von Marokko, Tunesien und 

Algerien als sichere Herkunftsstaaten zuzustimmen. 
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